
Interpellation Detailhandel_def.doc 

Beantwortung der Interpellation SP/Grüne: Unterstüt zung der Gemeinde für den De-
tailhandel, Gesch. Nr. 182 
 
 
Am 29. Oktober wurde die interfraktionelle Interpellation SP/Grüne eingereicht mit der Bitte an den Gemein-
derat, er solle darstellen, welche Strategie er verfolgt, um die Detailhandelsgeschäfte für den täglichen Be-
darf zu unterstützen (s. Rückseite). 
 
1. Wie fördert der Gemeinderat ein günstiges Umfeld für Läden? 

Grundsätzlich ist die Verwaltung bestrebt, möglichst kundenfreundlich, also rasch und unkompliziert, auf 
konkrete Anliegen seitens des Gewerbes bzw. des Detailhandels einzugehen. Ebenso ist es das Ziel, den 
öffentlichen Raum (z.B. Trottoirbereich) möglichst fussgängerfreundlich, sicher und attraktiv zu gestalten 
(Begrünung, Weihnachtsschmuck, etc.). Das neue Parkplatzregime, welches am 1.1.2008 eingeführt wird, 
soll das Langzeitparkieren verhindern bzw. das kurzzeitige Parkieren insbesondere vor den Läden vermehrt 
ermöglichen. In der Hauptstrasse sind entsprechende Massnahmen bereits seit 1999/2000 (Parkuhren) rea-
lisiert worden. Den Geschäften werden per 1.1.2008 für den Eigenbedarf Dauerparkkarten für die blaue Zo-
ne zur Verfügung gestellt. 

Zu einem attraktiven Umfeld trägt auch eine tiefe Steuerlast bei. Im Bereich der natürlichen Personen ist 
Binningen eine der attraktivsten Gemeinden im Kanton. Zudem beantragt der Gemeinderat dem Einwohner-
rat die Unternehmenssteuersätze im Rahmen der Unternehmenssteuerreform bereits ab dem kommenden 
Jahr auf das gesetzliche Minimum zu reduzieren.  
 
2. Welche Möglichkeiten sieht der Gemeinderat zur konkreten Unterstützung des Einkaufsstandorts 
Binningen? 

Der Gemeinderat konzentriert sich auf die Bereitstellung attraktiver Rahmenbedingungen. Auf der Verwal-
tung ist eine Stelle bezeichnet, die sich den konkreten Anliegen von Gewerbe und Detailhandel annimmt.  

Rund einmal jährlich findet zudem ein Treffen mit dem Binninger Gewerbe statt. In diversen Projekten (Ge-
werbeausstellung, Weihnachtsbeleuchtung, Uusestuelete, etc.) waren die Kontakte bzw. die Zusammenar-
beit mit einem Teil der Gewerbetreibenden intensiver. 

Im Zusammenhang mit den Bauarbeiten am Kronenplatz steht die Gemeinde in engem Kontakt mit dem 
Kanton als Bauherr. Der Gemeinderat strebt Lösungen an, welche für die Gewerbetreibenden mit möglichst 
wenig Störungen verbunden sind.  
 
3. Welche Massnahmen sind geplant oder in der Ortsplanungsrevision vorgesehen, um  das Ein-
kaufszentrum Binningen Mitte zu fördern? 

Im Rahmen der noch laufenden Ortsplanungsrevision sieht der Gemeinderat neu eine Zentrumszone vor. 
Damit sollen zentrumsnahe Gebiete ihre Funktion als Wohn-, Arbeits- und Einkaufsort wahrnehmen können. 
Binningen besitzt bis jetzt keine Kern- oder Zentrumszone.  

Die Areale entlang der Hauptstrasse eignen sich für zentrumsnahe Nutzungen. Neu besteht in den Gebie-
ten der Zentrumszone eine Quartierplanpflicht im vereinfachten oder ordentlichen Verfahren. In den Quar-
tierplänen ist eine Mischnutzung mit Arbeiten und Wohnen sicher zu stellen. Renovationen, Umnutzungen, 
Neuerstellungen von vorbestandenen Bauten sowie kleinere Anbauten sind von der Quartierplanpflicht aus-
genommen, sofern deren Art und Mass kein Präjudiz für die noch ausstehende Quartierplanung bewirkt. 
Zudem sieht der Gemeinderat vor, in diesen Zonen keine neuen zur Hauptstrasse hin orientierten Wohnnut-
zungen im Erdgeschoss mehr zuzulassen. 
 
4. Wie ist die Zusammenarbeit mit den bestehenden Gewerbetreibenden institutionalisiert? Vgl. 2. 
 
5. Was sind die wichtigsten Anliegen der Ladenbesitzer? 

Die am häufigsten genannten Anliegen beziehen sich auf Parkplätze, attraktive Allmendgestaltung und Si-
cherheit. Eine gewisse Friktion besteht derzeit aufgrund diverser (Gross-) Baustellen entlang einiger Ver-
kehrsachsen. 
 
6. Welche konkreten nächsten Schritte sind zur Verhinderung weiterer Ladenschliessu ngen ge-
plant? 

Ladenschliessungen haben in der Regel unterschiedliche Ursachen (Nachfolgeregelung, veränderte Ein-
kaufsgewohnheiten) und sind auf politischem Weg meist nicht steuerbar. Der Gemeinderat ist überzeugt 
und gewillt, mit den oben genannten Massnahmen seinen Teil zu einem attraktiven Standort beizutragen. 



 


